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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 260/07 B 
 
L 3 U 75/06 (Hessisches LSG) 
S 3 U 29/05 (SG Darmstadt) 
 
 
 
 
.......................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .................................................., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Druck und Papierverarbeitung, 
Rheinstraße 6-8, 65185 Wiesbaden, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. November 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    

und   Dr. B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Hessischen Landessozialgerichts vom 19. Juni 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels gestützte Beschwerde ist 

unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a 

Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der Zulassungs-

grund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 177 

und 179 mwN). Daran mangelt es hier. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt wer-

den, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begrün-

dung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger macht als Verfahrensmangel eine Verletzung seines Rechts auf rechtliches Gehör, 

verbunden mit einer Verletzung des Grundsatzes des fairen Verfahrens, geltend. Er hat diese 

Zulassungsgründe indes nicht schlüssig dargestellt. Soweit er beanstandet, das LSG habe dem 

Gutachter Prof. Dr. Z.        nicht dieselbe Fragestellung betreffend den Kläger übersandt wie 

dem Gutachter Dr. M.       und ihm keine ausreichende Möglichkeit zur Stellungnahme diesbe-

züglich und bezüglich der Aussagen der Gutachter insgesamt gegeben, hat er die behauptete 

Verletzung seiner Verfahrensgrundrechte nicht schlüssig dargestellt. Es wird aus der Be-

schwerdebegründung nicht deutlich, aufgrund welcher prozessualen Vorschriften das LSG ver-

pflichtet gewesen sein sollte, den genannten Sachverständigen "dieselbe Fragestellung" zu 

übersenden. Der Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 103 des Grundgesetzes <GG>, § 62 

SGG) soll nach der ständigen Rechtsprechung des BSG und des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) verhindern, dass die Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf 

Rechtsauffassungen, Tatsachen oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht 

äußern konnten (vgl BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 1 mwN; BVerfGE 84, 188, 190), und sicher-

stellen, dass ihr Vorbringen vom Gericht in seine Erwägungen mit einbezogen wird 

(BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Der aus Art 2 Abs 1 GG iVm dem Rechtsstaatsprinzip 

abgeleitete Anspruch auf ein faires Verfahren ist nur verletzt, wenn grundlegende Rechts-

schutzstandards, wie das Gebot der Waffengleichheit zwischen den Beteiligten, das Verbot von 

widersprüchlichem Verhalten oder von Überraschungsentscheidungen nicht gewahrt werden 

(vgl BVerfGE 78, 123, 126; BVerfG SozR 3-1500 § 161 Nr 5; BSG SozR 3-1750 § 565 Nr 1; 
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SozR 3-1500 § 112 Nr 2; BSG Beschluss vom 25. Juni 2002 - B 11 AL 21/02 B -). Dass diese 

Voraussetzungen erfüllt sind, ist nicht dargelegt. 

 

Soweit der Kläger ferner als Verfahrensmangel beanstandet, das LSG habe es versäumt, ihn 

auf seine Rechte aus § 109 SGG hinzuweisen, folgt die Unzulässigkeit dieser Rüge unmittelbar 

aus § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG. 

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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